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Häusliche Pflege als 
Gleichstellungsthema

Die Pflege von Angehörigen im häuslichen Bereich wird in 
Deutschland überwiegend durch Frauen und auf informel-
ler Basis1 geleistet. Somit handelt es sich bei der Frage, 
wie häusliche Pflegearrangements durch gesetzliche Re-
gelungen beeinflusst werden, um ein gleichstellungspo-
litisch relevantes Thema. Die jüngsten Pflegereformen 
verfestigen ein familienbasiertes Pflegesystem, das ins-
besondere Frauen unbezahlte Sorgearbeit abverlangt. Es 
steht der gleichberechtigten Erwerbstätigkeit von Frauen 
und Männern entgegen und reproduziert soziale Un-
gleichheit, die an die Geschlechterverhältnisse gebunden 
ist.2

Vor diesem Hintergrund und inspiriert durch andere Initi-
ativen3 sieht der Verein Familie in der Hochschule die Not-
wendigkeit, Stellung zur Ausrichtung der Pflegepolitik der 
letzten Jahre zu beziehen. Dies gilt insbesondere für die 
gesetzlichen Änderungen im Zusammenhang mit den 
Pflegestärkungsgesetzen I-III (2015-2017) und mit dem 
Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und 
Beruf (2015).

Über Jahrzehnte hinweg gab es in Deutschland einen eng 
gefassten Begriff von Pflegebedürftigkeit, bei dem vorwie-
gend körperliche Beeinträchtigungen im Zentrum der Be-
gutachtung standen und zur Anerkennung von Pflegebe-
dürftigkeit führten. Seit 2017 werden Menschen mit 

1  Informelle Pflege meint hier die Übernahme von Tätigkeiten, die Pflegebedürftige (Ältere und 
Menschen mit Behinderungen oder gesundheitlichen Einschränkungen jeden Alters) nicht mehr allein 
ausüben können. Sie wird durch direkte Bezugspersonen ohne pflegerische Ausbildung übernommen.

2  Vgl. Beckmann 2016, S. 34. Benachteiligt werden in diesem Kontext insbesondere auch Familien, 
die bezogen auf Bildungsteilhabe und Einkommen weniger privilegiert sind (vgl. Hielscher/Kirchen-
Peters/Nock 2017, S. 101f).

3  Interessant sind insbesondere die Stellungnahme des Deutschen Frauenrats (2016), das Care-
Manifest (https://care-macht-mehr.com/, zuletzt: 02.04.2019) sowie die Aktivitäten des Care Revolu-
tion Netzwerks (https://care-revolution.org/, zuletzt: 02.04.2019).
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kognitiven Beeinträchtigungen als gleichwertig pflegebe-
dürftig anerkannt.4 Damit wurde im zweiten Pflegestär-
kungsgesetz (PSG II) mit der Neuausrichtung des Begriffs 
der Pflegebedürftigkeit und einem neuen Begutachtungs-
instrument ein dringendes Reformvorhaben umgesetzt.
Eine darüber hinausgehende notwendige Weichenstel-
lung für ein gerechteres und zukunftsfähigeres Pflegesys-
tem erfolgte nicht. Die in den letzten Jahren durchgeführ-
ten Pflegereformen zielen weiterhin und verstärkt darauf 
ab, die Hauptlast der Pflege den Angehörigen zu übertra-
gen. Die Pflegeversicherung wurde als Teilversicherung 
beibehalten, sodass die finanziellen Mittel aus der Pfle-
geversicherung nicht ausreichen, um die Pflegekosten zu 
decken. Es ist absehbar, dass das jetzige Pflegesystem in 
Deutschland dem sozialen und demographischen Wan-
del auf lange Sicht nicht standhalten wird, weil der stei-
genden Anzahl an Pflegebedürftigen nicht mehr genü-
gend pflegende Angehörige gegenüberstehen werden, 
die deren Versorgung übernehmen können.

Der folgende Text gliedert sich in vier Abschnitte: Im ers-
ten Teil werden die jüngsten pflegepolitischen Weichen-
stellungen in den Blick genommen und vor dem Hinter-
grund sozialer, gesellschaftlicher und demographischer 
Rahmenbedingungen kritisch beleuchtet. Im zweiten Teil 
werden einige spezifische Herausforderungen dargestellt, 
denen sich Studierende und Beschäftigte mit Pflegever-
antwortung an Hochschulen gegenüber sehen. Der dritte 
Teil legt unter Bezugnahme auf die skandinavischen Län-
der dar, welche sozialpolitischen Anpassungen mit Blick 
auf das Pflegesystem in Deutschland vorgenommen wer-
den sollten. Der Text endet mit gleichstellungspolitischen 
Forderungen für den deutschen Kontext.

4  Vgl. §14 und §15 SGB XI.
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PFLEGEREFORMEN DER JAHRE 2015 BIS 2017
Mit der Einführung der Pflegeversicherung im Jahr 1995 
als »fünfte Säule« der gesetzlichen Sozialversicherung 
verfolgte die damalige christlich-liberale Bundesregie-
rung das Ziel, das Risiko der Pflegebedürftigkeit eigen-
ständig abzusichern, dabei aber die öffentliche Finanzie-
rung in einem engen Rahmen zu halten. Um dies zu 
gewährleisten, sollten die Leistungen der Pflegeversiche-
rung von vornherein nur ergänzenden Charakter haben.
Die Pflegeversicherung wurde als Teilleistungsversiche-
rung eingerichtet. An dieser Grundausrichtung haben die 
Pflegestärkungsgesetze nichts geändert. Auch der Vor-
rang der durch Angehörige geleisteten häuslichen Pflege 
blieb unverändert im elften Sozialgesetzbuch verankert:
»Die Pflegeversicherung soll mit ihren Leistungen vorran-
gig die häusliche Pflege und die Pflegebereitschaft der 
Angehörigen und Nachbarn unterstützen, damit die Pfle-
gebedürftigen möglichst lange in ihrer häuslichen Umge-
bung bleiben können. Leistungen der teilstationären Pfle-
ge und der Kurzzeitpflege gehen den Leistungen der 
vollstationären Pflege vor«.5

Die Angehörigen sollen unterstützt, aber auch verstärkt in 
die Pflicht genommen werden, mittels informeller Pflege 
die Lücke zu füllen, die mit der Pflegeversicherung als Teil-
versicherung bewusst offen gelassen wurde. Mit dem 
Leitsatz »ambulant vor stationär« wird häuslicher Pflege 
Vorrang eingeräumt, die als informelle Pflege weitgehend 
privat und unentgeltlich von Angehörigen getragen wer-
den soll. Weniger als die Hälfte der Mehrausgaben der 
Pflegeversicherung durch das zweite Pflegestärkungsge-
setz fließen in den stationären Bereich.6

5  Vgl. §3 SGB XI.
6 Vgl. Rothgang et al. 2015, S. 57.

Informelle Pflege in 
Deutschland
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Durch das erste und zweite Pflegestärkungsgesetz gibt es 
zwar eine Reihe von Leistungsergänzungen für die infor-
melle ambulante Pflege, es stellt sich jedoch die Frage, 
welchen Nutzen Pflegende und Pflegebedürftige aus die-
sen Leistungsergänzungen tatsächlich ziehen können. 
Für die häusliche Pflege wurden das Pflegegeld, das als 
Anerkennungsprämie für informell Pflegende an die Pfle-
gebedürftigen ausgezahlt wird, und die Pflegesachleis-
tungen, mit denen sie die professionelle Hilfe eines am-
bulanten Pflegedienstes in Anspruch nehmen können, 
geringfügig angehoben.7 Diese Erhöhungen beschränk-
ten sich jedoch auf ein so geringes Maß, dass pflegende 
Angehörige über das Pflegegeld ihre Ausgaben im Zusam-
menhang mit der Pflegesituation sowie fehlende Einnah-
men aufgrund einer oftmals reduzierten Berufstätigkeit 
bei weitem nicht zu kompensieren vermögen. Pflegegeld 
und Pflegesachleistungen können wie vorher auch schon 
kombiniert werden, wobei sich dann der Anspruch jeweils 
prozentual entsprechend verringert. Auch die Pflegesach-
leistungen reichen häufig nicht aus, um die nötigste Ver-
sorgung und Betreuung sicherzustellen und den Pflege-
bedürftigen in ihrem Zuhause ein würdiges Leben zu 
ermöglichen. Insbesondere Familien mit Angehörigen, 
die in höherem Maße Unterstützung benötigen, müssen, 
auch wenn sie die Hilfe von ambulanten Pflegediensten 
in Anspruch nehmen, erheblichen organisatorischen und 
pflegerischen Aufwand betreiben, um die bestehenden 
Versorgungslücken zu schließen.

 7 Ab Januar 2017 beträgt das Pflegegeld 316€ pro Monat bei Pflegegrad 2 und 901€ bei  
Pflegegrad 5. Die Pflegesachleistung beträgt 689€ pro Monat bei Pflegegrad 2 und 1995€   
bei Pflegegrad 5 (vgl. BMG 2017).
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Darüber hinaus gibt es weitere Regelungen, die die Ent-
lastung von informell Pflegenden fördern sollen, wie den 
Entlastungsbeitrag bei ambulanter Pflege8, zusätzliche 
Leistungen für teilstationäre Tages- und Nachtpflege so-
wie ergänzende Regelungen zur Verhinderungs- und Kurz-
zeitpflege. Die Unterstützungsangebote durch die Pflege-
versicherung wurden allerdings bisher nur von einer 
Minderheit der Anspruchsberechtigten genutzt.9 In einer 
Befragung pflegender Angehöriger zum Unterstützungs-
bedarf in der informellen Pflege10 gab nur die Hälfte der 
Befragten an, tatsächlich keinen Unterstützungsbedarf zu 
haben, obwohl sie die Angebote der Pflegeversicherung 
nicht nutzten, bei den hoch Belasteten war dies sogar nur 
ein Drittel. Diese und andere Untersuchungen liefern Hin-
weise darauf, dass die Leistungen der Pflegeversicherung 
den Bedarfen der Pflegenden und Pflegebedürftigen nur 
bedingt gerecht werden bzw. die entsprechenden Ange-
bote nicht in ausreichendem Maße kommuniziert wer-
den.11 

AUSMASS DER INFORMELLEN PFLEGE
Während es im Jahr 2001 noch 2 Millionen Pflegebedürf-
tige in Deutschland im Sinne des Pflegeversicherungsge-
setzes (SGB XI) gab, waren es 2015 bereits knapp 2,9 
Millionen. Zu Ende 2017 lag die Zahl der Pflegebedürfti-
gen bei 3,4 Millionen.12 Gut drei Viertel (76% bzw. rund 

8  Der Entlastungsbeitrag liegt bei 125€ pro Monat (ebd.).

9  Mit 31% der häuslich versorgten Pflegebedürftigen nahm 2015 nur knapp ein Drittel einen ambu-
lanten Pflegedienst in Anspruch (vgl. DESTATIS 2017), obwohl bei der häuslichen Pflege informelle 
Angehörigenpflege in Kombination mit professioneller Pflege zunehmend Akzeptanz findet (vgl. Bun-
desregierung 2016b, S. 195). Weitere professionelle Entlastungsmöglichkeiten werden noch weniger in 
Anspruch genommen: Kurzzeitpflege nutzten im Laufe des Jahres 2014 nur 12% und Verhinderungs-
pflege 24% aller ambulant Pflegebedürftigen, Tages- und Nachtpflege sogar nur 4% (vgl. Schwinger et. 
al 2016, S. 291).

10  Vgl. Schwinger/Tsiasioti/Klauber 2016, S. 209f.

11  Vgl. Hielscher/Kirchen-Peters/Nock 2017, S. 82ff, Rothgang/Müller 2018, S. 175ff.

12  Vgl. DESTATIS 2003, S. 3; DESTATIS 2017, S. 9; DESTATIS 2018, S. 8. Zu beachten ist, dass die starke 
Zunahme von Pflegebedürftigen zwischen 2015 und 2017 um knapp eine halbe Million auch auf die 
Einführung des weiter gefassten Pflegebedürftigkeitsbegriffs ab dem 01.01.2017 zurückzuführen ist.
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2,6 Millionen) dieser Personen wurden zu Hause versorgt 
und etwa 1,8 Millionen Pflegebedürftige erhielten aus-
schließlich Pflegegeld, d.h. sie wurden in der Regel nur 
von ihren Angehörigen gepflegt. Darüber hinaus gibt es 
eine große Zahl von Personen, die aus gesundheitlichen 
Gründen Unterstützung und Pflege erhalten, aber keine 
Leistungen aus der Pflegeversicherung beziehen. Auch 
diese Personen werden überwiegend in privaten Haus-
halten durch Angehörige versorgt. Schätzungen aus dem 
Jahr 2015 gehen von vier bis fünf Millionen Personen aus, 
die informelle Unterstützung und Pflege erhalten.13

Aus einer von der Techniker Krankenkasse in Auftrag ge-
gebenen Studie geht hervor, dass im Jahr 2014 für fast die 
Hälfte der befragten informell Pflegenden die Pflegetätig-
keit zwischen zwei und fünf Jahren dauerte, für 16% fünf 
bis zehn Jahre und für 8% mehr als 10 Jahre. Pflegesitua-
tionen bestehen also in der Regel über längere Zeiträume 
hinweg.14

Wenn die informelle häusliche Pflege die dominante Ver-
sorgungsform für pflegebedürftige Menschen in Deutsch-
land bleiben soll, werden zukünftig von Jahr zu Jahr mehr 
Menschen ihre Angehörigen pflegen müssen. Sowohl 
zahlenmäßig als auch gemessen an der Gesamtbevölke-
rung wird der Anteil Pflegebedürftiger noch erheblich stei-

13  Vgl. Nowossadeck/Engstler/Klaus 2016, S. 3.

14  Vgl. Bestmann et al. 2014, S. 11.
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gen. Verbunden mit einer geringen Zuwanderung führt die 
geringe Geburtenrate in Deutschland zu einem Bevölke-
rungsrückgang. Bei einer derzeit noch steigenden Le-
benserwartung stehen der wachsenden Zahl Älterer und 
Pflegebedürftiger immer weniger jüngere Angehörige ge-
genüber. Das demographisch ableitbare Pflegepotenzial 
der Angehörigen hat sich seit den 1970er Jahren stetig 
verringert und wird künftig weiter abnehmen.15 Daraus 
ergibt sich die Frage, wer die Lasten der informellen Pfle-
ge zu welchen Kosten tragen soll.

FRAUEN ALS PFLEGENDE IM FAMILIENBASIERTEN 
PFLEGESYSTEM
Häusliche Pflege und die Organisation von Pflegearrange-
ments ist immer noch primär Frauensache. Auch wenn der 
Anteil der Männer, die Angehörige versorgen, in den letz-
ten Jahren gestiegen ist, wird die private häusliche Pflege 
überwiegend von Frauen geleistet, zumeist durch Töchter, 
Ehepartnerinnen, Schwiegertöchter oder Mütter pflege-
bedürftiger Personen.16 
Je höher der Pflegeumfang in Stunden, desto höher auch 
der Frauenanteil in der Gruppe pflegender Angehöriger.17 
Nicht selten werden solche privaten Pflegearrange-
ments aber auch durch den Einsatz migrantischer Pfle-
gekräfte – in Deutschland zumeist Frauen aus Mittel- und 
Osteuropa – gestützt. Oftmals arbeiten diese zeitlich 
und räumlich entgrenzt und gering entlohnt in irregulä-

15  Im Jahr 1970 standen 3,8 Hochaltrigen mit 85 Jahren und älter hundert Personen der nachfolgen-
den Generation zwischen 50 und 64 Jahren gegenüber, im Jahr 2010 waren es bereits 11,9 Hochaltrige. 
Schätzungen zufolge wird sich das Verhältnis bis zum Jahr 2030 auf 20,6 Hochaltrige auf hundert Per-
sonen zwischen 50 und 64 Jahren belaufen (vgl. Nowossadeck/Engstler/Klaus 2016, S. 20).

16  Vgl. Nowossadeck/Engstler/Klaus 2016, S. 9; Sachverständigenkommission zum Zweiten Gleich-
stellungsbericht der Bundesregierung 2017, S. 31.

17  77,2% der Pflegenden, die mehr als zwei Stunden täglich ihre Angehörigen pflegen, sind Frauen 
(vgl. Wetzstein/Rommel/Lange 2015, S. 4).
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ren Beschäftigungsverhältnissen, in denen grundlegen-
de Arbeitsrechte nicht gewährleistet sind.18 

Bis heute basiert das System sozialer Sicherung in 
Deutschland weitgehend auf der Erwerbsarbeit. Die da-
zugehörige staatliche Regulierung fußt auf der gesell-
schaftlichen Trennung zwischen öffentlicher und priva-
ter Sphäre und der damit einhergehenden Arbeitsteilung 
zwischen Erwerbs- und Sorgearbeit.19 Das bis in die 
1970er Jahre in Westdeutschland wie in anderen westli-
chen Industrienationen dominierende Familienernäh-
rer-Modell umfasste in heterosexuellen Familienkonstel-
lationen die volle Erwerbstätigkeit des Mannes und die 
Nichterwerbstätigkeit der Frau, die sich unbezahlt um 
Hausarbeit, Kindererziehung und um pflegebedürftige 
Verwandte kümmerte und über den Familienlohn und 
die Versorgerehe abgesichert wurde. Die Erwerbsquote 
bei Frauen lag in solchen Konstellationen bis in die 
1970er Jahre in Westdeutschland bei unter 50%. Im Zuge 
gesellschaftlicher Transformationsprozesse ist die Er-
werbsquote von Frauen seitdem auf 72% im Jahr 2013 
angestiegen, aber die Verteilung des Arbeitsvolumens 
zwischen Männern und Frauen hat sich kaum verändert. 
2014 arbeiteten 45% der sozialversicherungspflichtig 
beschäftigten Frauen in Teilzeit gegenüber 9% der Män-
ner. Frauen arbeiten zudem vermehrt in Mini- der Midi-
jobs und leisten nebenbei weiterhin unbezahlt Sorgear-
beit, während Männer in der Regel in Vollzeit 

18  Vgl. Böning/Steffen 2014; Bundesregierung 2016b, S. 205ff.

19  Sorgearbeit wird hier im Sinne des aus dem angelsächsischen Sprachraum stammenden Begriffs 
»care« verstanden. Dieser umfasst alle bezahlten oder unbezahlten Tätigkeiten im Zusammenhang mit 
der Sorge für Menschen. Dazu gehören: Haus- und Familienarbeit für andere und für sich selbst, Erzie-
hung von Kindern sowie die Pflege von Menschen (vgl. Beckmann 2016, S. 4).
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erwerbstätig sind. Das so nun vorherrschende Zuverdie-
nerinnen-Modell stellt dabei nur eine Variante des Allein-
ernährer-Modells dar. Durch Teilzeiterwerbsarbeit in Ver-
bindung mit familiärer Sorgearbeit haben Frauen über 
den Lebensverlauf hinweg über lange Zeiträume niedrige-
re Einkommen.20 

Pflegetätigkeit führt häufig zu einer Einschränkung des 
Erwerbsumfangs. Mit steigendem Pflegeumfang – insbe-
sondere bei der Pflege von Demenzkranken – wird der 
Ausstieg aus dem Erwerbsleben wahrscheinlicher.21 Glei-
ches gilt für alle Pflegesituationen, in denen Menschen 
mit Behinderungen oder gesundheitlichen Einschränkun-
gen langjährig von ihren Angehörigen versorgt werden. 
Vor allem im Erwerbsalter unterstützen Frauen pflegebe-
dürftige Personen viel häufiger als Männer.22 Die Folgen 
hiervon sind eine mangelnde eigenständige Existenzsi-
cherung und schlechtere berufliche Entwicklungsmög-
lichkeiten. Aufgrund eingeschränkter Erwerbstätigkeit 
sorgen Frauen so zudem nicht ausreichend für ihre eigen-
ständige Altersabsicherung, was sich wiederum auf die 
Höhe ihrer Rentenansprüche auswirkt. Je ungleicher die 
Rollenverteilung in der heterosexuellen Ehe, desto 
schwieriger stellt sich die Situation nach einer Scheidung 
für die zumeist wirtschaftlich schwächeren Partnerinnen 
dar, insbesondere nach der Unterhaltsrechtsreform von 
2008. Die Übernahme familiärer Sorgearbeit bedingt so 

20  Vgl. Sachverständigenkommission zum Zweiten Gleichstellungsbericht der Bundesregierung 2017, 
S. 34 und S. 41ff; Beckmann 2016, S. 11ff; Bundesregierung 2016b, S. 208ff.

21  Eine Befragung von rund 1.000 Hauptpflegepersonen im Oktober 2015, die zu 74% weiblich und 
im Durchschnitt 54 Jahre alt waren, ergab, dass ein Drittel in Vollzeit (30,1%) tätig war. Ein weiteres 
Drittel (32,5%) war jeweils in Teilzeit oder stundenweise beschäftigt. Hiervon hat fast jede zweite Person 
aufgrund der Übernahme der Pflege die Arbeitszeit reduziert (49,8%). Angehörige, die einen Menschen 
mit eingeschränkter Alltagskompetenz pflegen und in Teilzeit oder stundenweise beschäftigt sind, ha-
ben ihre Arbeitszeit zu einem noch größeren Anteil von 59% reduziert. Von dem restlichen Drittel der 
Pflegepersonen, die zur Zeit der Befragung nicht erwerbstätig waren, haben fast 70% ihre Berufstätig-
keit für die Übernahme der Pflege aufgegeben (vgl. Schwinger/Tsiasioti/Klauber 2016, S. 193).

22  Vgl. Nowossadeck/Engstler/Klaus 2016, S. 10.
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für Frauen ein erhöhtes Armutsrisiko im Alter.23 Wie bei 
der Fürsorge für Kinder sollte der Gesetzgeber mittels so-
zialpolitischer Maßnahmen den Risiken entgegenwirken, 
die informell Pflegende durch eine verminderte Teilhabe 
an der Erwerbsarbeit in Kauf nehmen, und Anreize für 
eine geschlechtergerechtere Verteilung von Pflegeaufga-
ben setzen.24

Die familienorientierte Prägung des Pflegesystems in 
Deutschland wird durch eine soziokulturelle Auffassung 
verfestigt, die dem Verständnis folgt, dass Familienpflege 
der professionalisierten Pflege vorzuziehen sei. Diese Po-
sition wird dementsprechend sowohl von den Angehöri-
gen als auch durch die Pflegebedürftigen selbst vertreten. 
Von der Politik wird diese Präferenz als Begründung für 
eine Aufrechterhaltung und Verfestigung des familienba-
sierten Pflegesystems herangezogen. Hinter der Präfe-
renz steht jedoch auch die als teuer und schlecht wahrge-
nommene professionelle Pflege. Vor allem in die Qualität 
von Pflegeheimen haben die Menschen in Deutschland 
kein Vertrauen. Hier haben Defizite in der staatlichen För-
derung des Pflegesektors einen Pflegenotstand befördert, 
der im Unterschied zu demjenigen in der ambulanten 
Pflege sehr wohl von der Öffentlichkeit wahrgenommen 
wird. Die positive Einstellung zur familiären Pflege gegen-
über einer eher negativen Einstellung zur vollstationären 
Pflege wird von einer überwiegend positiven medialen 
Darstellung der familiären Pflege unterstützt. Im Gegen-
satz dazu werden für den Bereich der professionellen 
Pflege eher Probleme und weniger gelingende Beispiele 
öffentlich thematisiert.25

23  Vgl. Sachverständigenkommission zum Zweiten Gleichstellungsbericht der Bundesregierung 
2017), S. 34ff.

24  Vgl. Beckmann 2016, S. 35ff; Sachverständigenkommission zum Zweiten Gleichstellungsbericht 
der Bundesregierung 2017, S. 108.

25  Vgl. Bundesregierung 2016b, S. 195ff; Heintze 2015, S. 23.
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GESUNDHEIT UND BELASTUNG INFORMELL PFLEGENDER
Pflegende Angehörige sind physischen und psychi-
schen Belastungen verstärkt ausgesetzt. Sie leiden 
überdurchschnittlich häufig bspw. an allgemeinen Er-
schöpfungssymptomen, Gliederschmerzen, Magen- 
und Herzbeschwerden, Bandscheibenschäden, unter 
mangelnder Anerkennung und sozialer Isolation auf-
grund der zeitlichen Beanspruchung sowie an klinisch 
behandlungsbedürftigen Depressionen. Als belastend 
wird auch die Konfrontation mit den Krankheitsbildern 
der Pflegebedürftigen erlebt.26 Weitere Belastungsfak-
toren sind das Fehlen spezifischer Fachkenntnisse, die 
Unplanbarkeit von Verlauf und Dauer der Pflegesituati-
on sowie fehlende konkrete Handlungsoptionen bei 
komplexen Krankheitsbildern und zunehmender Multi-
morbidität.

Häufig müssen Pflegende über längere Zeiträume hin-
weg immer wieder neue tragfähige Pflegearrangements 
aufbauen und diese an sich verändernde Pflegesituatio-
nen anpassen.27 Hinzu kommt, dass sich die Pflegenden 
sozialrechtliches Detailwissen aneignen und hohe büro-
kratische Hürden überwinden müssen, um Leistungsan-
sprüche der Pflegeversicherung geltend zu machen.28 
Mit der Einrichtung von Pflegestützpunkten wurden bun-
desweit unabhängige Beratungsstellen geschaffen, die 
jedoch eine große regionale Varianz hinsichtlich der Ver-
sorgungsdichte sowie bezüglich der Ressourcenausstat-
tung und der Organisationspraxis aufweisen.29

26  Vgl. Bundesregierung 2016b, S. 197.

27  Vgl. Mischke/Meyer 2016, S. 33ff.

28  Eine aktuelle Befragung pflegender Angehöriger zu ihren Wünschen nach Unterstützung in Bezug 
auf die Leistungen der Pflegeversicherung ergab: Am Dringlichsten wünschten sich die Befragten weni-
ger Bürokratie bei der Antragstellung, eine Fachkraft als feste Ansprechperson und eine bessere Auf-
klärung über die Leistungen der Pflegeversicherung (vgl. Rothgang/Müller 2018, S. 163).

29  Vgl. Kirchen-Peters et al. 2016 S. 7ff.
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Als belastend für erwerbstätige Pflegende werden außer-
dem Konflikte in der Vereinbarkeit von Beruf und Pflege 
erlebt. Erwerbstätige pflegende Angehörige fürchten häu-
fig, dass ihre Berufschancen sich nach einer pflegebeding-
ten Abwesenheit verschlechtern. Vereinbarkeitskonflikte 
am Arbeitsplatz stellen neben Verhaltensauffälligkeiten 
der Pflegebedürftigen die größten Belastungsfaktoren für 
erwerbstätige pflegende Angehörige dar.30 

Durch die psychischen und körperlichen Belastungen im 
Zusammenhang mit der Übernahme von Pflegeaufgaben 
entsteht für pflegende Angehörige ein erhöhtes Risiko, 
selbst zu erkranken.31 Pflegende, insbesondere durch die 
Pflege Hochbelastete, riskieren also folglich auch, selbst 
früher pflegebedürftig zu werden.

GESETZLICHE REGELUNGEN ZUR VEREINBARKEIT VON 
PFLEGE UND BERUF 
Nur wenig hilfreich sind vor diesem Hintergrund die aktu-
ellen Gesetze und Rechtsansprüche zur Förderung der 
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf. Bereits seit 2008 bzw. 
2012 bestanden Möglichkeiten der beruflichen Freistel-
lung zur Pflege von Angehörigen für bis zu sechs Monate 
über das Pflegezeitgesetz und der Arbeitszeitreduzierung 
für bis zu 24 Monate über das Familienpflegezeitgesetz. 
Gemäß den Angaben der Bundesregierung wurde die Fa-
milienpflegezeit bis 2015 bundesweit jedoch von weniger 
als 140 erwerbstätigen Personen jährlich in Anspruch ge-
nommen.32

30  Vgl. Naumann/Teubner/Eggert 2016, S. 10.

31  Im Pflegereport der Barmer Krankenkasse aus dem Jahr 2018, der sich mit den Auswirkungen der 
informellen Pflege auf die Gesundheit der pflegenden Angehörigen befasst, wird bei 10 untersuchten 
Krankheitsbildern eine höhere Wahrscheinlichkeit für die Pflegenden, krank zu sein, sowie eine höhe-
re Wahrscheinlichkeit, krank zu werden, gegenüber nicht Pflegenden, belegt (vgl. Rothgang/Müller 
2018, S. 187).

32  Vgl. Bundesregierung 2016c, S. 1.
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Mit dem Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Familie, 
Pflege und Beruf, das zum 1. Januar 2015 in Kraft trat, 
sollten die Gesetze weiterentwickelt und besser aufein-
ander abgestimmt werden. Zur Finanzierung der Arbeits-
freistellung oder der Arbeitszeitreduzierung können 
pflegende Angehörige seitdem ein zinsloses Darlehen in 
Höhe der Hälfte der Gehaltsdifferenz beantragen. Aus 
der geringen Anzahl beantragter und bewilligter Darle-
hen33 lässt sich schließen, dass auch die aktuellen Mög-
lichkeiten und Rechtsansprüche aus dem Gesetz zur 
besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf nur 
unzureichend am Bedarf der mehrheitlich weiblichen 
und in Teilzeit arbeitenden Beschäftigten mit Pflegever-
antwortung ansetzen. 
Neben dem Problem der Finanzierung des eigenen Le-
bensunterhaltes während einer Freistellung oder Ar-
beitszeitreduzierung stellt die Begrenzung der Dauer der 
Inanspruchnahme von Pflegezeit und Familienpflegezeit 
auf insgesamt zwei Jahre eine Hürde für viele Pflegende 
dar, da die Pflegesituationen oft länger andauern.34 
Die Sachverständigenkommission zum Zweiten Gleich-
stellungsbericht der Bundesregierung schlägt ein Zeit-
budget von 120 Tagen vor, das von pflegenden Angehöri-
gen flexibel in Anspruch genommen werden soll. In 
diesem Zeitraum soll eine aus Steuermitteln finanzierte 
Entgeltersatzleistung ausgezahlt werden.35 
Auf EU-Ebene wurde kürzlich eine Richtlinie36 verabschie-
det, die u. a. Maßnahmen zur Verbesserung der Verein-
barkeit von Beruf und Pflege beinhaltet. Diese Initiative 
stellt grundsätzlich einen guten Vorstoß dar. Eine verläss-

33  In 2015 wurden bundesweit 312 Darlehen beantragt und 259 bewilligt (vgl. Bundesregierung 
2016a, S. 57).

34  Vgl. Naumann/Teubner/Eggert 2016, S. 157f.

35  Vgl. Sachverständigenkommission zum Zweiten Gleichstellungsbericht der Bundesregierung 2017, 
S. 113.

36  Vgl. Europäische Kommission 2017.
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liche Einschätzung möglicher Auswirkungen auf deut-
sches Recht steht derzeit allerdings noch aus.
Insbesondere für mehrjährige Pflegephasen ergeben 
sich aus Freistellungen bzw. aus reduzierter Erwerbstä-
tigkeit zusätzliche finanzielle Verluste hinsichtlich der 
späteren Altersversorgung, weil die an die Erwerbstä-
tigkeit gekoppelten Sozialversicherungsleistungen 
nicht in vollem Umfang von der Pflegeversicherung 
kompensiert werden. Die von der Pflegeversicherung 
übernommenen Pflichtbeiträge an die gesetzliche Ren-
tenversicherung entsprechen trotz einer Erhöhung im 
Jahr 2017 nicht der Höhe der Rentenbeiträge, die sich 
bei nicht verminderter Erwerbstätigkeit ergeben wür-
den. Dadurch verringert sich der Rentenanspruch der 
pflegenden Angehörigen. Bei niedrigem Pflegegrad der 
zu versorgenden Angehörigen und bei Inanspruchnah-
me eines ambulanten Pflegedienstes steigern sich die 
finanziellen Einbußen für Pflegende im Alter noch-
mals.37

Zusätzlich erschwert wird die Situation durch den ho-
hen bürokratischen Aufwand im Zusammenhang mit 
der Beantragung von Unterstützungsleistungen. Die 
Organisation der zehntägigen beruflichen Freistellung 
unter Nutzung des Pflegeunterstützungsgeldes38 bspw. 
stellt sich als überaus aufwändig für pflegende Ange-
hörige dar, weil die Klärung über mehrere Stellen (Ar-
beitgeber, Pflegekasse und Ärztin oder Arzt der Pflege-
bedürftigen) erfolgen muss und die Pflegekassen 
unterschiedliche Verfahren vorgeben.39

37  Vgl. Thelen 2018.

38  Durch das Pflegeunterstützungsgeld ist seit 2015 ein Ausgleich von der Pflegekasse der Pflegebe-
dürftigen für entgangenes Arbeitsentgelt für pflegende Angehörige vorgesehen. Dies gilt in Anlehnung 
an diejenigen Leistungen, die bei Erkrankung eines Kindes seitens der Krankenversicherung gezahlt 
werden (in etwa 90% des Nettoverdienstes). Das Pflegeunterstützungeld wird allerdings im Unter-
schied hierzu nicht jährlich, sondern je pflegebedürftiger Person nur einmalig für 10 Tage ausgezahlt 
(vgl. §44a SGB XI).

39  Vgl. §45 Abs. 1-4 SGB V.
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Vereinbarkeit von Pflege 
und Hochschultätigkeit

In Anbetracht der bereits heute hohen und zukünftig 
noch steigenden Zahl Pflegebedürftiger und informell 
Pflegender in Deutschland sowie des steigenden An-
teils der Erwerbstätigen40 an informell Pflegenden, ist 
davon auszugehen, dass auch Hochschulangehörige 
bereits jetzt und perspektivisch noch stärker Pflegeauf-
gaben übernehmen (werden). Herausforderungen stel-
len sich hier insbesondere im Zusammenhang mit den 
hohen Mobilitätsanforderungen im Berufsfeld Wissen-
schaft sowie aufgrund prekärer Beschäftigungsverhält-
nisse während der wissenschaftlichen Qualifizierungs-
phase.

Eine Tätigkeit im Wissenschaftsbereich geht idealty-
pisch mit Auslandssemestern, Forschungsaufenthal-
ten im Ausland, Reisen zu Tagungen sowie dem mehr-
maligen Wechsel der Hochschule insbesondere am 
Übergang zwischen Bachelor und Master, in die Promo-
tions- oder Postdoc-Phase oder auf eine Professur ein-
her. Es liegt die Vermutung nahe, dass Hochschulange-
hörige die Pflege ihrer Familienmitglieder so mitunter 
über eine große Entfernung hinweg organisieren müs-
sen, da diese in der Regel nicht am Arbeitsort leben. In 
der Phase wissenschaftlicher Qualifizierung befindet 
sich das wissenschaftliche Personal außerdem häufig 
bis über das 40. Lebensjahr hinaus in befristeten Be-
schäftigungsverhältnissen mit kurzen Vertragszeiten 
und damit in finanziell prekären und bezüglich der Le-
bensplanung unsicheren Situationen. 

Die Übernahme von Pflegeaufgaben stellt sich für die-
se Gruppe so besonders problematisch im Hinblick auf 
Risiken für Ausbildung, Berufschancen sowie die eige-
ne Erwerbstätigkeit und Altersabsicherung dar. Nach 

40  Vgl. Bestmann/Wüstholz/Verheyen 2014, S. 11; Geyer/Schulz 2014, S. 301.
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Wissenschaftszeitvertragsgesetz (WissZeitVG) verlän-
gert sich derzeit die insgesamt zulässige Befristungs-
dauer bei der Betreuung eines oder mehrerer Kinder 
unter 18 Jahren um zwei Jahre pro Kind.41 Eine Verlän-
gerung aufgrund von Pflegezeiten ist jedoch nicht mög-
lich. Auch im administrativen und technischen Bereich 
steigt die Zahl befristeter Beschäftigungsverhältnisse, 
was längere Auszeiten erschwert. Besonders in der Ge-
neration 50plus haben viele weibliche Beschäftigte 
zudem bereits längere Unterbrechungen aufgrund der 
Familienphase hinter sich.

Es liegen momentan keine Daten dazu vor, inwiefern 
Auszeiten oder Reduzierungen in Bezug auf Familien-
pflegezeit und Pflegezeit an deutschen Hochschulen in 
Anspruch genommen werden. Den Erfahrungen der Fa-
milienservicebüros an den Hochschulen zufolge wer-
den diese Leistungen auch seit 2015 von Beschäftigten 
nur sehr selten nachgefragt. Für die Vereinbarkeit von 
Pflegeaufgaben und Berufstätigkeit könnte es eine weit 
höhere Relevanz haben, Möglichkeiten zur flexiblen 
Gestaltung von Arbeitszeit und Arbeitsort anzubieten 
sowie kurzfristige Freistellungen für Behördengänge, 
Therapietermine oder Besuche bei Ärztin oder Arzt zu 
ermöglichen. Dabei wären stets die Risiken im Blick zu 
behalten, die mit einer Flexibilisierung von Arbeitszeit 
und -ort einhergehen.42 Auch eine Arbeitskultur, in der 
offen mit der Mehrfachbelastung durch Pflegeaufgaben 
umgegangen werden kann, könnte entlastend wirken. 
In der Regel ist die Pflege von Angehörigen in Arbeits-
kontexten ein Tabuthema. Daher wäre es wichtig, auf 
einen offenen Umgang und eine entsprechende Hoch-
schulkultur hinzuwirken und z. B. Führungskräfte für 
die Situation der Pflegenden zu sensibilisieren. Anre-

41  Vgl. §2 Abs. 1 Satz 4 WissZeitVG; Berstein-Derichs et. al 2017, S. 22.

42  Vgl. Schmidt 2019, S. 22.



20

gungen für Handlungsansätze im Bereich Vereinbarkeit 
von Studium, Beruf und Pflege an Hochschulen finden 
sich in einem gemeinsam vom Centrum für Hochschul-
entwicklung (CHE) und dem Familie in der Hochschule 
e.V. herausgegebenen Arbeitspapier.43 

Auch wenn es zu berücksichtigen gilt, dass durch die 
derzeitige Ausrichtung des Pflegesystems prekäre Be-
dingungen für pflegende Angehörige in Deutschland 
begünstigt werden, stellt die Unterstützung von Studie-
renden und Beschäftigten mit Pflegeaufgaben durch 
die Hochschulen eine notwendige und sinnvolle Aufga-
be dar.

43  Vgl. Langer et al. 2011, S. 69ff. Ein aktuelles Beispiel für Handlungsansätze ist die Dienstvereinba-
rung zur Vereinbarkeit von Beruf und Pflegeverantwortung an der Leuphana Universität Lüneburg (vgl. 
Leuphana Universität Lüneburg 2018).
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Eine Pflegereform nach 
skandinavischem Vorbild

Um die gesellschaftliche Aufgabe zu meistern, pflegebe-
dürftigen Menschen ein würdiges Leben zu ermöglichen 
und deren Angehörige gleichzeitig wirksam zu entlasten, 
muss die Grundausrichtung des jetzigen Pflegesystems 
in Deutschland in Frage gestellt und über alternative For-
men nachgedacht werden. Aus unserer Sicht wird es 
nicht ausreichen, beim jetzigen Pflegesystem nachzu-
bessern. Die Ausgaben für die Pflege im Rahmen der 
sozialen Pflegeversicherung liegen seit der Einführung 
der Pflegeversicherung bei ca. 1% der Wirtschaftsleis-
tung, bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt. Diese Aus-
gaben sind in den skandinavischen Ländern deutlich 
höher. Die auch hierzulande dringend erforderliche Stei-
gerung der Ausgaben wäre durch eine grundlegende 
Reform der Pflegefinanzierung in Deutschland ebenfalls 
möglich. Aufgrund der erheblichen Probleme bei der Si-
cherstellung der Pflege wird diese Möglichkeit inzwi-
schen zunehmend öffentlich diskutiert.44 Unabdingbar 
dabei wäre eine sozialverträgliche Finanzierung der 
Mehrkosten. Der aktuelle Vorschlag einer Mischfinanzie-
rung aus Beiträgen zur Pflegeversicherung und Steuer-
mitteln weist in die richtige Richtung.45

Wenn Pflege zukünftig als hauptsächlich öffentliche Auf-
gabe und als öffentliches Gut betrachtet würde, könnten 
durch ausreichende staatliche Investitionen in eine pro-
fessionelle Pflegeinfrastruktur Arbeit und Einkommen 
und damit nachhaltiger gesellschaftlicher Wohlstand 
geschaffen werden. Der Pflegesektor könnte so Teil der 

44  Der Vorstandsvorsitzende der DAK-Gesundheit fordert eine Reform der Pflegefinanzie-
rung und schlägt diesbezüglich eine Umkehrung der Beteiligung an den Pflegekosten sowie 
eine Mitfinanzierung der finanziellen Mehrbelastung aus Steuermitteln vor (https://www.
aerzteblatt.de/nachrichten/99122/DAK-Gesundheit-schlaegt-Deckelung-des-Eigenanteils-in-
der-Pflege-vor, zuletzt: 02.04.2019).

45  Vgl. Bundesrat 2019.
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Wertschöpfung in der Gesellschaft sein, anstatt, wie bis-
her, nur als Kostenfaktor angesehen zu werden. Dass 
dies keine realitätsferne Utopie ist, sondern ein gangba-
rer Weg, zeigen die skandinavischen Länder.
 
Die Politologin Cornelia Heintze führt dies in einer Ver-
gleichsstudie zwischen den Pflegesystemen fünf skan-
dinavischer Länder und Deutschland genauer aus 46: Die 
skandinavischen Länder Dänemark, Schweden, Finn-
land, Norwegen und Island haben sich in den 1980er 
Jahren vom familienbasierten Pflegesystem abgewendet 
und ein serviceorientiertes Pflegesystem eingerichtet. 
Mit höheren öffentlichen steuerfinanzierten Ausgaben 
bezogen auf das jeweilige Bruttoinlandsprodukt (2014 
in Höhe von 2,5% in Dänemark und Finnland und bis zu 
3,7% in Schweden) wurde eine Versorgung pflegebedürf-
tiger Menschen durch professionelle Träger auf Basis 
einer verlässlichen kommunalen Infrastruktur aufge-
baut. Auch hier liegt der Schwerpunkt wie in Deutsch-
land auf der häuslichen Pflege, erfolgt aber nicht in ers-
ter Linie durch Angehörige. Durch diese Organisation 
der Pflege wurden skandinavische Familien wirksam 
entlastet. Skandinavische Familien machen zudem we-
niger vom Modell der irregulären Beschäftigung von mi-
grantischen Pflegekräften in Privathaushalten Gebrauch, 
da die Pflege öffentlich organisiert ist.47 Hier sind aus der 
Professionalisierung von Pflegetätigkeiten stattdessen 
reguläre Arbeitsplätze hervorgegangen, die für zusätzli-
che Produktivität und Einkommen sorgen. 

46  Vgl. Heintze 2015, S. 14ff.

47  Vgl. Bundesregierung 2016b, S. 205.
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Gleichstellungspolitische 
Vorschläge und Forderungen

Für den deutschen Kontext lassen sich aus den oben ge-
nannten Erkenntnissen demnach die im folgenden Ab-
schnitt aufgeführten gleichstellungspolitische Forderun-
gen ableiten.

Pflege ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Pflege-
bedürftige sollen die finanziellen und sachlichen Res-
sourcen, die sie benötigen, durch staatliche Leistungen 
erhalten, um so lange wie möglich ein selbstständiges 
Leben führen zu können.

Umwandlung der Pflegeversicherung 
in eine Vollversicherung auf 

solidarischer Finanzierungsbasis

Erforderlich ist eine Abkehr vom Teilleistungssystem der 
Pflegeversicherung. Deren Leistungen sollen sich als 
Vollversicherung am Bedarf für eine ausreichende Ver-
sorgung bei Pflegebedürftigkeit orientieren. Die erfor-
derlichen Mehrkosten der Pflegeversicherung müssten 
sozialverträglich aufgebracht werden.
Längerfristiges Ziel muss sein, ein qualitativ hochwerti-
ges und professionelles sowie leicht zugängliches Pfle-
ge- und Betreuungssystem zu schaffen. Unerlässlich 
hierfür ist die Aufwertung der Pflegeberufe, um gut qua-
lifizierte Pflegekräfte zu fairen Bedingungen in ausrei-
chender Anzahl beschäftigen zu können.
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Solange das Pflegesystem als familienbasiertes Teilleis-
tungssystem eine Versorgungslücke beibehält, die von 
Angehörigen gefüllt werden muss, sind einerseits beste-
hende gesetzliche Regelungen zu verbessern und mit-
tels einer familien- und sozialpolitischen Steuerung 
durch weitergehende gesetzliche Regelungen Anreize 
für eine geschlechtergerechtere Verteilung von Pfle-
geaufgaben zu setzen. Unbezahlte Pflegearbeit darf 
nicht länger hauptsächlich auf den Schultern von infor-
mell pflegenden Frauen lasten.

Ähnlich zum Elterngeld sind für Beschäftigte in Zeiten 
der Freistellung oder Arbeitszeitreduzierung zur Pflege 
von Angehörigen Lohnersatzleistungen sowie eine voll-
ständige Kompensation der Sozialversicherungsleis-
tungen einzuführen. Das Gleiche gilt für die kurzzeitige 
Arbeitsverhinderung in akuten Pflegesituationen, in 
denen Beschäftigte eine pflegerische Versorgung sicher-
stellen müssen. Sie sollte nicht auf 10 Tage beschränkt, 
sondern immer wieder und bedarfsgerecht beansprucht 
werden können. 

Verbesserung bestehender 
gesetzlicher Regelungen
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Das Antragsverfahren für das Pflegeunterstützungsgeld 
soll vereinheitlicht und vereinfacht werden. Im Sinne ei-
ner Anpassung der familienpolitischen Komponente im 
Wissenschaftszeitvertragsgesetz muss die Höchstbefris-
tungsdauer für befristete Arbeitsverträge in der Wissen-
schaft auch um Pflegezeiten verlängert werden können.

Anreize für eine 
geschlechtergerechte Verteilung 

von Pflegeaufgaben

Der Ausbau öffentlicher Pflegedienstleistungen böte 
Anreize für eine geschlechtergerechtere Verteilung von 
Pflegeaufgaben. 

Positiv auswirken würde sich auch die Angleichung von 
Lohnunterschieden zwischen den Geschlechtern (Redu-
zierung des gender pay gap) oder eine verstärkte Be-
rücksichtigung vielfältiger Familien- und Lebensmodel-
le bspw. über die Abschaffung steuerlicher Regelungen, 
die das Zuverdienerinnenmodell fördern (Abschaffung 
des »Ehegattensplitting«). Eine generelle Arbeitszeit-
verkürzung würde die Vereinbarkeit von Pflege und Be-
ruf erleichtern.
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Die gerechtere Verteilung von Pflegearbeit würde letzt-
lich auch zu einer gesellschaftlichen Aufwertung von 
Sorgearbeit im Allgemeinen beitragen.

Für Arbeitgeber*innen besteht eine Aufgabe darin, auf 
ein für die Bedürfnisse von Pflegenden offenes Arbeits-
klima hinzuwirken und die Vereinbarkeit von Pflege und 
Beruf durch Maßnahmen im Rahmen der Arbeitsorgani-
sation zu fördern (z. B. flexible Arbeitszeiten, mobiles 
Arbeiten, kurzfristige Freistellungen).

Unterstützung von 
pflegenden Angehörigen 
durch Arbeitgeber*innen
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